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Wandel im Handel

Immer häufiger kommt es vor, dass Bürger einer Gemeinde die Projekt- 
vorhaben ihrer Stadt kippen. „Legal ist nicht automatisch legitim!“ mahnt  
daher der Autor, der in einem derart gelagerten Fall bereits eigens als Kom- 
munikationsschnittstelle fungierte. Er plädiert nicht nur für eine Akzep- 
tanz des neuen Bürgerbewusstseins, sondern vielmehr für mehr Transparenz  
im Planungsprozess und eine frühzeitige und regelmäßige Einbindung loka- 
ler Interessen, um das Vertrauen in die Politik zu steigern und damit lang-
fristig qualitativ hochwertige und effektive Bauvorhaben realisieren zu  
können. � Red.

Projektentwicklungen durch Bürgerbeteiligungen 
verkürzen oder zerstören?

„Legal ist nicht automatisch auch legi-
tim!“ das erfahren – oft von der einge-
tretenen Situation überrascht – immer 
mehr Projektentwickler, wenn sie glau-
ben, auf der Zielgeraden angekommen 
zu sein. Ein Beispiel aus dem Allgäu: 
Isny wollte sich im Wettbewerb der 
Klein- und Mittelstädte mit einem  
exponierten Stadttor des Stararchitek-
ten Peter Zumthor positiv positionieren. 
Die Rechnung wurde ohne die Bürger 
gemacht. Das Vorhaben wurde per Bür-
gerentscheid gestoppt! 

Unzufriedenheit und 
Vertrauensverlust

Nicht viel später in 2014 wollte die 
Stadt ein an den Marktplatz grenzendes 
Gebäude verkaufen und dem Investor 
zugleich die Gestaltung der südlichen 
Altstadt anvertrauen. Und wieder: ein 
Bürgerbegehren, welches genau das 
verhindern wollte. Inzwischen hatte die 
Stadt dazugelernt, ihre Kommunikation 
verändert und den Autor den Dialog 
zwischen Stadtverwaltung, Stadtrat, 
Bürgerinitiativen und der Presse mode-

rieren lassen. Diesmal stützen die Bürger 
nach einem intensiven und zugleich fair 
geführten Wahlkampf die Entscheidung 
des Stadtrats. 

Die direkte Demokratie hat sich zu ei-
nem festen Bestandteil unserer moder-
nen Demokratie entwickelt. Zwar sträu-
ben sich Stadträte und Verwaltungen 
noch recht häufig, dieses einzusehen, 
bei den Bürgern aber werden Bürger
entscheide ranggleich neben Gemein
deratswahlen gestellt, wie eine aktu- 
elle Umfrage zeigt.

Es ist offenkundig, dass Bürgerent
scheide Ausdruck von Unzufrieden- 
heit und grundsätzlichem Vertrauens-
verlust sind. Eine Delegation von  
Entscheidungen an den Bürger aller-
dings birgt die Gefahr mangelnder  
Qualität von Entscheidungen, da emo-
tionale Respektlosigkeit und Bedürfnis
logik mit der Sachlage konkurrieren. 
Ferner drohen objektive Argumente  
zu „versandeln“, wenn es Minderheits-
meinungen gelingt, mit besserer Kom-
munikationspolitik mehrheitsfähig  
zu werden. Dennoch beinhaltet die 
direkte Demokratie einen deutlichen 
Mehrwert, da sie nicht nur eine höhere 
Akzeptanz, sondern fast immer auch 
eine höhere Qualität bewirkt.

Erkenntnisse aus bisherigen 
Verfahren

Die gezielte frühe Einbindung lokaler 
Interessen in den politischen Entschei-
dungsprozess steigert Vertrauen und 
Akzeptanz. Das Risiko wird kalkulierba-
rer. Es muss aber immer auch ein Aus-
gleich dafür gefunden werden, dass 

verschiedene Bevölkerungsgruppen 
ungleich erreicht werden. Bürgerent-
scheide dienen vordergründig der Kon-
fliktlösung, aber fast nie dazu, nachhal-
tiges Vertrauen aufzubauen. Vertrauen 
entwickelt sich durchaus dann, wenn 
kommunale Abläufe regelmäßig statt-
finden und vorhersehbarer sind. Eine 
fest verankerte Einbindung der Bürger 
steigert den Erfolg über dann tatsäch-
lich wachsendes Vertrauen (ein Beispiel: 
eine diesbezügliche lokale Beteiligungs-
satzung). 

Ein generelles Problem von Bürgerent-
scheiden ist ferner, dass nur ein klares 
Ergebnis mit großer Wahlbeteiligung die 
gewünschte akzeptierte Lösung bringt. 
Beispiel Baden-Württemberg: Mehr als 
25 Prozent der Wahlberechtigten müs-
sen für eine der Varianten stimmen. Das 
bedeutet: Stimmen für das Anliegen des 
Bürgerbegehrens als Beispiel 24 Prozent 
der Wahlberechtigten und nur 12 Pro-
zent für den Beschluss, der einkassiert 
werden soll, hat diese Zweidrittelmehr-
heit dennoch verloren! Das bringt keine 
Lösung und verstärkt oft sogar den 
Unfrieden. Leider kommt das in der 
Praxis häufig vor.

Lösungsansätze

Lösungsansätze liegen in der frühen 
Einbindung lokaler Interessen anstelle 
der späten Reaktion auf Proteste. Was 
also ist zu tun? 

Zunächst sollten Berührungsängste 
abgebaut werden. Das gelingt am bes-
ten durch Transparenz, durch Informati-
onsoffenheit und besonders durch Kon-
tinuität als Ausdruck von Verlässlichkeit. 
Auch sollte darauf geachtet werden, das 
richtige Zeitfenster für eine Beteiligung 
zu finden. Die Einflussmöglichkeit ist zu 
Planungsbeginn groß, aber das Interesse 
ist hier noch sehr gering. Mit fortschrei-
tender Planung schwindet der Einfluss, 
nun hingegen beginnt das Interesse zu 
steigen. 

Ferner muss auf die Verfahrensqualität 
geachtet werden. Dazu bedarf es der 
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Abbildung 3: Durchführung des Bürgerentscheids 

Wahl des geeigneten Formats, zum Bei-
spiel kann ein Bürgerblog richtig wie 
falsch sein. Auch die Wahl des geeigne-
ten externen Moderators ist wesentlich. 
Hinzu kommen eine kluge Pressearbeit 
sowie fast immer die Einbindung von 
Fraktionen, generell auf Augenhöhe mit 
und zu jedermann. Und nicht zuletzt 
sind zentrale Informationsveranstaltun-
gen für die Bürger Standard. 

Ehrlichkeit zahlt  
sich aus

Wichtig ist es weiterhin, ehrlich zu blei-
ben. Das bedeutet oft auch, Erwartun-
gen zu bremsen. Nicht alle Bürgerbelan-
ge können berücksichtigt werden. Auch 
wenn die abschließende Entscheidung 
bei den gewählten politischen Vertre-
tern verbleiben soll, ist dies klar zu 
kommunizieren. 

Außerdem gilt es, Immobilienprojekte 
schon im Vorfeld auf mögliche Schwä-
chen und Angriffsflächen hin zu über-
prüfen. Das bedingt, sich hierauf argu-
mentativ proaktiv vorzubereiten. Die 
Regeln professioneller Kommunikation 
sollten stets beachtet werden. Bilder 
sind stärker als Worte. Auch Emotionen 
leiten Entscheidungen weitaus stärker 
als Fakten. 

Mehr Partizipation bringt  
mehr Erkenntnis

Die oberste Prämisse ist schließlich, 
Wertschätzung vorzuleben, auch wenn 
es schwierig erscheinen mag. Auf Prä-
senzveranstaltungen dominieren erfah-
rungsgemäß lautstarke Kritiker. Hin
gegen trifft man beim Online-Dialog 
verstärkt auf neutrale bis wohlwollende 
Bürger. Generell gilt es, Konflikte auszu-
halten, immer sachlich und konstruktiv 
zu bleiben und nicht zuletzt professio-
nell zu agieren. Auch Projektentwickler 
sollten das neue Bürgerbewusstsein 
akzeptieren. 

Wichtig ist, Mut zu zeigen und offen 
auf Betroffene zuzugehen. Die Effekte 
dieses Vorgehens liegen auf der Hand: 
Tatsächlich erreicht man eine deutliche 
Reduktion unkalkulierbarer Verzögerun-
gen im Bauablauf. Mehr Partizipation 
bedeutet auch mehr Erkenntnis und 
mehr Qualität. Und wenn es gelingt, 
sich auch auf fantasievolle Lösungen 
einzulassen, wird es vielleicht sogar das 
noch bessere Development. 
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Sollten Einwohner direkt über wichtige kommunale Fragen 
entscheiden können?

Welche Formen der Beteiligung 
bevorzugen Bürger?

82 Prozent Gemeinderatswahlen
80 Prozent Bürgerentscheide
79 Prozent Bürgerinitiativen

Abbildung 1: Mehr Einfluss im Rathaus (Umfrage in 27 Städten, je 100 Bürgern  
(= 2 700), Bürgermeister, Stadt- und Gemeinderäte

Quelle: Schwatlo Management GmbH

Thema Bürger-
initiative

Bürger-
begehren

Unter-
schriften

Gemeinde 
prüft

Initiierend
= Etwas Neues
soll geschehen

Kassierend
= Gemeinde-
beschluss soll

gekippt werden

Personen,
Parteien,

Investoren-
gruppen

Fragestellung
und 

Unterschriften
sammeln

Abgabe der
Unterschriften-

liste bei der
Gemeinde

Unzulässig:
Das 

Bürgerbegehren
ist gescheitert

Zusässig:
Es kommt zum

Bürgerentscheid

Abbildung 2: Der Ablauf bis zum Bürgerentscheid
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